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Unter dieser Überschrift the-

matisierte Bündnis 90/Die 

Grünen in einer parlamentari-

schen Anfrage (Kleine Anfra-

ge Nr. 3827 der Landtagsab-

geordneten Anja Siegesmund) 

im Thüringer Landtag die 

frühere Verwendung von ra-

dioaktivem Haldenmaterial als 

Baumaterial. Hintergrund war 

die bewusste und unbewusste 

jahrzehntelange und in Ost-

thüringen und Westsachsen zu 

DDR-Zeiten häufige Nutzung 

uranvererzter Nebengesteine 

(Haldenmaterial) bzw. aufbe-

reitungstechnischer Rückstän-

de aus der Uranerzverarbei-

tung zu Zwecken des Stras-

sen-, Landschafts- und Gebäu-

debaus. Die Anfrage wollte 

Licht in das Dunkel der vie-

len, aus heutiger Sicht der Öf-

fentlichkeit völlig unbekann-

ten Einsatzfälle und -orte mit 

sogenanntem „Wismut-Schot-

ter“ bringen. Daher interes-

sierten sich die Abgeordneten 

für den Kenntnisstand von, die 

Herangehensweise bei und den 

Umgang der verantwortlichen 

Landesbehörde, dem Thürin-

ger Landesbergamt (TLBA), 

mit Problemfällen des millio-

nentonnenfach verbreiteten ra-

dioaktiven Materials. Weiter-

hin ging es um die Abfrage 

zur Einhaltung von gesetzli-

chen Vorgaben der Strahlen-

schutzgesetzgebung. Die Er-

fahrungen der Vergangenheit 

zeigten bereits, dass gerade 

die Gesetzeslage einen ord-

nungsgemäßen, das heißt dem 

Schutz der Bevölkerung die-

nenden Umgang mit diesen 

Stoffen, erschwert. Es war zu 
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cher Umweltkreis Ronneburg, 
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befürchten, dass die Landes-

regierung und ihre zuständige 

Fachbehörde TLBA, wie schon 

öfter geschehen, unzureichen-

de Pflichtvorgaben des Ge-

setzgebers zu gelassener Untä-

tigkeit auf dem Gebiet der ra-

diologischen Bergbaualtlasten 

Thüringens nutzt. Gezielte 

Nachfragen, z.B. konkrete Be-

lastungsfälle und die Informa-

tionspflicht gegenüber der Be-

völkerung betreffend, konnten 

unter diesen Vorzeichen durch-

aus ins Leere laufen. 

Die Antworten der Landesre-

gierung bestätigten nun Be-

fürchtungen, die sich bereits 

aus der Praxis der letzten Jah-

re ableiteten. Eine Nichteig-

nung der im Jahre 2001 neu-

gefassten Strahlenschutzver-

ordnung für die Altlastenprob-

lematik des Uranbergbaus, die 

sogenannten natürlichen Strah-

lenquellen, ist somit erneut zu 

konstatieren. Folgt man der 

Interpretation des thüringi-

schen Umweltministers Jür-

gen Reinholz in seiner Ant-

wort vom 16. April 2014, so 

stellt sich die Sachlage zum 

Strahlenschutz kurz gefasst so 

dar: Uranhaltiges Haldenmate-

rial war schon immer beden-

kenlos, d.h. konform mit der 

Strahlenschutzverordnung 

(StrlSchV) für Baulichkeiten 

unterschiedlicher Art verwen-

dungsfähig. Während diese 

Stoffe über das im § 118 

StrlSchV fortgeltende DDR-

Recht auf dem ehemaligen 

DDR-Gebiet ab einer spezifi-

schen Aktivität von 0,2 Bec-

querel pro Gramm (Bq/g) mit 

amtlicher Genehmigung und 

(damaligen) Auflagen in der 

Bauwirtschaft eingesetzt wer-

den konnten (und können), ist 

eine Überwachung solcher 

heute schlummernden oder 

wieder aufgefundenen Strah-

lungsquellen erst ab 1,0 Bq/g 

erforderlich. Das aber auch 

nur, wenn ein jährlicher be-

völkerungsrelevanter Exposi-

tionswert von 1,0 Millisievert 

(mSv) nachweislich über-

schritten wird. Da diese For-

derung auch schon zu DDR-

Zeiten galt, so der Umweltmi-

nister in der Stellungnahme 

seines Landesbergamtes, kann 

das Haldenmaterial überwa-

chungsfrei bleiben, wo immer 

es sich befinden mag. Das 

Landesamt für Umwelt, 

Landwirtschaft und Geologie 

(LfULG) im benachbarten 

Freistaat Sachsen hält es da-

gegen trotz  oder wegen der 

StrlSchV 2001 für angebracht, 

allein für die Grundsätze der 

Antragstellung zur Beseiti-

gung vorhandener radioaktiver 

Stoffe bei Baumaßnahmen ei-

nen 150 Seiten starken Leitfa-

den [3] herauszubringen und 

sorgt sich um den Verbleib 

dieser niedrig kontaminierten 

Stoffe2 auf geeignetem Depo-

nieraum. Da dieser auch in 

Sachsen zur Neige geht, sucht 

man nach Lösungen. Neue 

strahlenschutztechnische Ver-

fahren mit Auflagen zum Ver-

bleiben dieser Altlasten am 

Ort sind dabei zwar keine gute 

Lösung, aber es wird sich of-

fen der Problematik gestellt. 

Ist etwa das Haldenmaterial in 

Sachsen kontaminierter als in 

Thüringen? Mitnichten, hier 

stammt fast die Hälfte (47,1 Pro-

zent) aller offiziell für staat-

liche DDR-Unternehmen geneh-

migten Materialien von Uran-

bergbauhalden aus Sachsen. 

Ungeeignete Strahlen-
schutzgesetzgebung 

Die Festlegungen in Kapitel 3 

der StrlSchV zu den soge-

nannten natürlich vorkom-

                                                  
2 „Nach den Erfahrungen der Ge-

nehmigungspraxis überwiegen bei 

Baumaßnahmen radioaktive Stof-

fe mit geringen bis mittleren spe-

zifischen Aktivitäten (0,2 bis 2,0 

Bq/g). Seltener (…) bis 5 Bq/g 

(…) bis 10 Bq/g sind die Aus-

nahme“. [3] S. 52 

menden radioaktiven Stoffen 

kreisen um Zustimmungs-, 

Überwachungs- und Entlas-

sungspflichten. Für eine Ge-

nehmigung zur Weiterver-

wendung, also z.B. den Um-

gang mit radioaktiven Stoffen 

im Rahmen von Baumaßnah-

men, gilt für das Beitrittsge-

biet DDR-Recht (VOAS3 und 

HaldAO4). Die Überwachungs-

bedürftigkeit radioaktiver Rück-

stände nach § 97 StrlSchV ist 

auf diverse Grenzwerte für 

Entsorgungswege entsprechend 

den Vorgaben in Anlage XII, 

Teil B der Strahlenschutzver-

ordnung ausgerichtet. Einem 

Verbleib an Ort und Stelle 

oder einer herkömmlichen, 

auflagenlosen Deponierung 

muss eine Entlassung aus der 

Überwachungspflicht nach § 

98 StrlSchV vorausgehen. 

Aber auch bei Überschreitung 

des Aktivitätsgrenzwertes müs-

sen keine besonderen Aufla-

gen oder weitere Überwa-

chungen erfolgen, sofern 

„Strahlenexpositionen … für 

Einzelpersonen der Bevölke-

rung eine effektive Dosis von 

1,0 Millisievert (mSv) im Ka-

lenderjahr nicht überschrei-

ten“ (Anlage XII, Teil C 

StrlSchV). Und genau das 

setzt heute das TLBA bei al-

len Fällen des in der DDR 

verbauten Haldenmaterials vor-

aus. 

Die mögliche Strahlenbelas-

tung der Bevölkerung wird 

unterschiedlich zugelassen, 

wobei man zweierlei Maß an-

gelegt. Die Strahlenschutzver-

ordnung billigt dem „sonsti-

gen Atommüll“ im § 29 (2) 

„… für Einzelpersonen der 

Bevölkerung nur eine effektive 

Dosis im Bereich von 10 Mik-

rosievert (µSv) im Kalender-

jahr“ zu, also im Vergleich 

                                                  
3 Verordnung über die Gewähr-

leistung von Atomsicherheit und 

Strahlenschutz – VOAS vom 11. 

10.1984 
4 Anordnung zur Gewährleistung 

des Strahlenschutzes bei Halden 

und industriellen Absetzanlagen 

und bei der Verwendung darin 

abgelagerter Materialien – Hald 

AO, eigentlich StrlSAblAno, vom 

17.11.1980 
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zum „natürlichen“, auf der 

Erdoberfläche abgelagerten 

Uranbergbau-Müll zwei Zeh-

nerpotenzen weniger, ein 

Hundertstel! Die untaugliche 

Begründung mit Vorsorge-

prinzip (Atommüll) und kon-

kreter Strahlenbelastung der 

Bevölkerung (Uranbergbauab-

fall) ist aber nicht das alleini-

ge Problem. Eine Dosisbe-

rechnung der Strahlenbelas-

tung ist mit den Vorgaben der 

Verordnung gar nicht zu reali-

sieren. Sie setzt jeweilige 

Mengenkenntnisse des aktiven 

Anteils der Baumaterialien 

sowie die Einbeziehung eines 

betroffenen Kollektivs voraus. 

Das ist mit den Grenzwert-

konzentrationen in der Anlage 

XII nicht machbar. Die prak-

tisch üblichen „alternativen“ 

Kontrollmessungen der Gam-

ma-Ortsdosisleistung können 

bestenfalls zur Auffindung 

von Strahlungsquellen ver-

wendet werden aber nicht den 

Bewertungsmaßstab bilden. 

Selbst eine komplette Gam-

maspektrometrie gleicht das 

nicht aus, abgesehen vom 

enormen Aufwand. „Allge-

meingültige Festlegungen zu 

Aufschluss- und Probenzahlen 

sind aufgrund unterschiedli-

cher Leitnuklide, Aktivitätsni-

veaus und Homogenitäten von 

Kontaminationen und anfal-

lenden Mengen kaum mög-

lich“ [3], S. 53. 

Fehlendes Problembe-
wusstsein thüringischer 
Behörden 

Wie ordnet nun der thüringi-

sche Umweltminister Jürgen 

Reinholz bzw. seine Überwa-

chungsbehörde die Altlast-

problematik radioaktiver Bau-

stoffe aus Haldenmaterial ein? 

Der Extrakt der Aussagen [4] 

ergibt folgendes Bild: 1,9 Mil-

lionen Tonnen Haldenmaterial 

seien nach Kenntnis des 

TLBA in Thüringen verwen-

det worden, wovon 540.000 

Tonnen sich mit amtlichen 

Genehmigungen untersetzen 

lassen. Das Material wurde 

demnach vorwiegend im Stra-

ßenbau als Tragschicht, zur 

Geländeauffüllung, bei Damm-

bauten und in geringem Um-

fang als Zuschlagstoff für Be-

ton und Bitumen verwendet. 

Die Einsatzorte sind fast im-

mer unbekannt. Angeblich 

nicht schlimm, denn im Re-

gelfall handelt es sich um 

„taubes“ Gestein der Schacht-

teufen oder normale Deckge-

birge von ehemaligen Uranta-

gebauen. Falls es tatsächlich 

aus dem Erzaufbereitungspro-

zess stammen sollte, dann ist 

es „wie im Fall der Bergehal-

de Crossen durch eine radio-

metrische Vorsortierung als 

„taub“ eingestuft“ worden. 

Begrifflichkeiten der Ver-

harmlosung aus einer längst 

vergessen geglaubten Zeit! 

Den Aktivitätsgehalt der Ma-

terialien bewertet der Um-

weltminister „… größtenteils 

gering (kleiner 1 Bq/g)“. Als 

maßgebliches Nuklid wird 

Uran-238 genannt. In den ver-

gangenen 24 Jahren gab es ge-

rade einmal 39 Strahlen-

schutzverfahren, bei denen der 

Umgang mit Haldenmaterial 

außerhalb der Wismut-Sanie-

rung zu regeln war. Als unpro-

blematisch identifizierte Ver-

dachtsflächen erhielten keine 

amtliche statistische Registrie-

rung. Darüber hinaus existier-

ten lediglich wenige Einzel-

fälle, deren Handlungsbedarf 

eigentlich ebenfalls nicht strah-

lenschutzrelevant zu begrün-

den war. Solche Baustellen 

bzw. beantragten Prüfungen 

 

Abbildung 1: Kategorien der Verwendung von Haldenmaterial in Thüringen 1974 bis 1990, 
Genehmigungslage und bekannte Mengen von Haldenmaterial in der Bauwirtschaft (ohne 
Wismut-Anteil) 

 

Abbildung 2: Jährliche Verteilung der Verwendungszwecke von Haldenmaterial in der 
Bauwirtschaft (ohne Wismut-Anteil) 
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beruhten auf eigenverant-

wortlichen Vermutungen von 

jeweiligen Bauträgern. Dabei 

wurden 370.000 Tonnen Hal-

denmaterial in erster Linie im 

Raum Ronneburg-Gera ent-

fernt, das „… nur gering ra-

dioaktiv und nach § 97 Abs. 2 

StrlSchV als nicht überwa-

chungsbedürftig zu klassifizie-

ren“ war. Informationen an 

die Bevölkerung gibt es inso-

fern, als entsprechende Anfra-

gen Betroffener beantwortet 

werden. Schließlich bewegen 

sich „… zusätzliche Expositio-

nen durch den Einsatz von 

Haldenmaterial im Straßenbau 

und bei der Geländeregulie-

rung im Schwankungsbereich 

der natürlichen Strahlungsex-

position“. „Im Übrigen liegt 

die Verantwortung für einen 

sachgerechten Umgang mit 

dem Haldenmaterial bei dem 

Genehmigungsinhaber oder 

dem heutigen Rechtsnachfol-

ger“ Das TLBA kann aber 

durch „… Vor-Ort-Begehun-

gen und Screening-Messungen 

(seinen) Teil dazu beitragen, 

den Betroffenen die Ängste zu 

nehmen und den Umgang mit 

Haldenmaterial zu versach-

lichen.“ Zirka drei bis fünf 

Fälle treten pro Jahr auf. Da 

die Materialien auflagefrei auf 

normale Deponien verbracht 

werden können, nachdem zu-

vor eine offizielle Entlassung 

aus der (praktisch nie reali-

sierten!) Strahlenschutzüber-

wachung erfolgte, sind keine 

gesonderten Deponieflächen 

nach Abschluss der Wismut-

Sanierung 2024 notwendig. 

Die Beantwortung des Fra-

genpakets macht die Pauscha-

lisierung und Verniedlichung 

des Umgangs mit belasteten 

radioaktiven Abfällen geringer 

bis mittlerer spezifischer Ak-

tivität durch thüringische Be-

hörden deutlich. Offensicht-

lich kam es zur Entsorgung 

von bisher immerhin 370.000 

Tonnen kontaminierten Bau-

stoffen nicht wegen, sondern 

trotz des Landesbergamtes. 

Am Ende der Beantwortung 

steigert die Behörde ihr Be-

mühen um verbale Problem-

glättung noch. So werden aus 

versteckten und daher gefähr-

lichen Altlasten harmlose 

„Hinterlassenschaften des 

Uranbergbaus“ gemacht, die 

gesetzlich begründet von der 

Wismut GmbH alle saniert 

und gar rekultiviert werden. 

Den Begriff entlehnte die 

Landesregierung aus dem nur 

aktive Sanierungsflächen be-

treffenden Wismut-Gesetz von 

1991. Leider besteht nach 

Auffassung des Sanierungsun-

ternehmens kein Rechtsan-

spruch auf Rekultivierung, so 

dass auch hier die Landesre-

gierung irrt. Aber das ist 

schon wieder eine andere 

Problematik. 

Statistische Bewertung 

Nun kann offenbar nicht ver-

langt werden, dass Behörden 

und Ministerien sich mit den 

jahrzehntelangen Erfahrungen 

und Erkenntnissen engagierter 

Bürger, selbst wenn diese in 

Form konkreter Forschungs-

ergebnisse5 vorliegen, ausein-

andersetzen. Was die Landes-

regierung daraus erfahren 

könnte, zeigt die Auswahl fol-

gender Fakten, die den oben 

benannten Antworten gegen-

überzustellen sind. 

Statt bei nur 540.000 Tonnen 

ist die Einsatzmenge von über 

1,8 Millionen Tonnen Hal-

denmaterial mit behördlichen 

bzw. staatlichen Genehmi-

gungen untersetzt (Abbildung 

1). 

Von den 332 Erlaubnissen, die 

zwischen 1974 und 1990 für 

thüringische Gebiete das da-

mals zuständige Amt für 

Atomsicherheit und Strahlen-

schutz der DDR (SAAS) er-

teilte, lassen sich 286 men-

genmäßig einem entsprechen-

den Verwendungszweck zu-

ordnen (Abbildung 2). 14 Pro-

zent der Erlaubnisscheine ent-

hielten keinerlei Mengenbe-

grenzungen. 

Eine häufig vorgebrachte Ar-

gumentation, dass mehr er-

laubt als tatsächlich eingebaut 

                                                  
5 „Geheime Verschlusssache Wis-

mut“, Forschungsprojekt des Kirch-

lichen Umweltkreises, 2012 

wurde, ist durch die Aufdek-

kung der tatsächlichen Defizi-

te widerlegt. Die Verkaufssta-

tistik überstieg mehrheitlich 

die Genehmigungsumfänge. 

Von 1974 bis 1989 genehmig-

te das SAAS 2,76 Millionen 

Tonnen Crossener Halden-

splitt und -kies für Betriebe 

der DDR-Volkswirtschaft. 

Dem steht eine registrierte 

Verkaufsmenge von 4,38 Mio. 

Tonnen gegenüber. [1] 

Die in Abbildung 1 dargestell-

ten Einsatzmengen berück-

sichtigen lediglich die heute 

bekannte Genehmigungslage. 

Die tatsächlich verwendeten 

Mengen waren von Anbeginn 

des Uranbergbaus bis Ende 

der 1980er Jahre deutlich hö-

her und unterlagen über lange 

Zeiträume keinen wirksamen 

Reglementierungen. Zwar wur-

de seitens staatlicher Behör-

den immer wieder versucht, 

Haldenmaterial mit Bezug 

zum Uranbergbau von Wei-

terverwendungen auszuneh-

men, doch das scheiterte an 

den praktischen Gegebenhei-

ten. Auf die Thematik wurde 

im Fachbeitrag „Die Verwen-

dung radioaktiver Halden als 

Baumaterial“ (Strahlentelex 

642-643/2013)6 ausführlich ein-

gegangen. 

Die vom Minister erwähnten 

120.000 Tonnen des aus der 

Uranaufbereitung stammen-

den hoch belasteten „Crosse-

ner“ Materials für Thüringen 

lassen sich nach [1] mengen-

mäßig bestätigen. Das ist ein 

auf den ersten Blick ver-

gleichsweise geringer Anteil 

von 6,5 Prozent am vermute-

ten Gesamtaufkommen in 

Thüringen. Hier sind 49 Ge-

nehmigungen bekannt, davon 

5 pauschal. Die bevorzugte 

Nutzung erfolgte im Straßen- 

und Wegebau und als bau-

wirtschaftlicher Zuschlagstoff 

im Beton-Elemente-Bau. Der 

Anteil beim Straßen- und We-

                                                  
6 Frank Lange: Die Verwendung 

radioaktiver Halden als Baumate-

rial, Strahlentelex 642-643 v. 03. 

10.2014, 

www.strahlentelex.de/Stx_13_64

2-643_S03-09.pdf  

gebau betrug immerhin 15 

Prozent aller mit Haldenmate-

rial errichteten Objekte. Doch 

entscheidender ist, dass der 

eigene Baubetrieb der SDAG 

Wismut einfachen und weit-

gehend genehmigungsfreien 

Zugang zu Halden hatte und 

diese Materialien nicht nur im 

Schachtbau, sondern auch au-

ßerhalb der Betriebsanlagen 

im Industrie- und Gesell-

schaftsbau insbesondere im 

ostthüringischen Raum ein-

setzte. Beispielsweise bezog 

noch 1989 der Eigenbetrieb7 

allein schon rund 30 Prozent 

der Jahresverkaufsmenge des 

berüchtigten „Crossener“ Ma-

terials. Die 49 Genehmigun-

gen des SAAS betrafen Fir-

men (DDR-Betriebe) und 

staatliche Institutionen. Das 

viel größere, zudem unbe-

kannte Volumen brachte je-

doch der wismuteigene Bau-

betrieb nach Ostthüringen. 

Problembewältigung statt 
Verdrängung 

Wie ist die Herangehensweise 

des TLBA an die versteckten 

Altlasten im Zusammenhang 

mit der StrlSchV 2001 zu wer-

ten? Es wird davon ausgegan-

gen, dass Haldenmaterial vor-

wiegend kleiner 1,0 Bq/g spe-

zifische Aktivitätskonzentrati-

on bezogen auf die ganze Uran-

238-Reihe aufweist. Dagegen 

betrug in Crossen allein die 

Gesamtdurchschnittskonzen-

tration des Abgabematerials 

schon 1,3 Bq/g Radium-226. 

Da aber das TLBA pauschal 

von ordnungsgemäßen Geneh-

migungen durch das SAAS 

der DDR ausgeht und damit 

garantierte Strahlenexpositio-

nen von unter 1 mSv stets vor-

aussetzt, wird kein Handlungs-

bedarf für die Suche, Erfas-

sung und Beseitigung von Alt-

lasten mit radioaktivem Bau-

material gesehen. In bzw. aus 

Crossen wurde jedoch schon 

ab 1964 strahlender Kies im 

Straßenbau eingesetzt, da wuss-

te man noch gar nichts von ef-

                                                  
7 Der zentrale Wismut-Baubetrieb 

war das Bau- und Montagekom-

binat 17 (BMB 17) mit Sitz in 

Ronneburg. 

http://www.strahlentelex.de/Stx_13_642-643_S03-09.pdf
http://www.strahlentelex.de/Stx_13_642-643_S03-09.pdf
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fektiven 1 mSv-Dosen. Viele 

der ab circa 1972 üblichen 

Genehmigungen erteilte das 

SAAS im Nachgang. Radiolo-

gische Messungen zur Feststel-

lung der Materialeignung erfolg-

ten bei manchen Halden gar 

nicht oder nur als Einzelmes-

sungen. Aus der 1964 stillge-

legten sächsisch-vogtländischen 

Lagerstätte Zobes wurden 11 

von 13 großen Halden „nach 

Bergbaueinstellung (…) durch 

die Hartsteinwerke Oelsnitz 

alle mit Erzresten durchsetz-

ten Kegelhalden abgefahren 

und zu Straßenbauschotter 

verarbeitet.“ [5]. Für den 

Zeitraum 1975 bis 1985 sind 

mindestens 250.000 Tonnen 

dieses Materiales für den Ein-

satz in Ostthüringen geneh-

migt worden (nach [1] mit 144 

SAAS-Genehmigungen). 

Selbst in Crossen fanden Mes-

sungen zur radiologischen 

Kontrolle durch das SAAS 

nur im Abstand von circa ei-

nem halben Jahr statt! Die 

vom Minister erwähnte radio-

metrische Vorsortierung hatte 

dort nichts mit der bau-

technischen Verwendungseig-

nung zu tun. Sie fand allein 

unter dem Gesichtspunkt der 

Eignung zur Erzaufbereitung 

(Freifallsortierung, Dichteklas-

sierung etc.) statt. Das TLBA 

erwähnt noch nicht einmal die 

praktizierte radioaktive Klassi-

fizierung des Haldenmaterials 

für Bauzwecke, nimmt aber 

einen ordnungsgemäßen und 

heutiger Strahlengesetzgebung 

genügendem Umgang an. Da-

her hierzu ein Auszug aus 

dem Forschungsprojekt[1]: 

„Ohne genaue Konzentrati-

onsangaben (Grenzwerte blie-

ben geheim) legte man fünf 

Materialklassen der Halden 

fest und benannte Einsatzmög-

lichkeiten mit entsprechenden 

Auflagen. Die Klasse I soll 

unter 0,4 Bq/g Radium gele-

gen haben und war für alles 

verwendbar, einschließlich 

Streumaterial. Crossener Ma-

terial ordnete man im Wesent-

lichen der Klasse III zu, mit-

unter weisen Genehmigungs-

auflagen des SAAS auch die 

Klasse II aus. Es musste in der 

Regel bei innerörtlicher Ver-

wendung eine 15 cm starke 

Abdeckung mit Material der 

Klasse I (oder besser) erfol-

gen. Explizit war es dem BMB 

17 erlaubt, das Crossener Ma-

terial als Klasse II frei zu 

verwenden. Er durfte nämlich 

den eigentlichen oberen 

Grenzwert der Klasse II noch 

um 50% überschreiten (ca. 

1,5 -2 Bq/g Radium!). Damit 

war das Material für den 

Baubetrieb außer bei Woh-

nungs- und Gesellschaftsbau-

ten überall einsetzbar. Inso-

fern sind die 227.268 Tonnen 

(…) in Ostthüringen für bauli-

che Anlagen viel zu niedrig 

ausgewiesen, da die Baumaß-

nahmen des BMB 17 in dieser 

Statistik nicht erscheinen. Er 

war z.B. im Jahre 1989 mit 

34.000 Tonnen Bezugskontin-

gent der zweitgrößte Abneh-

mer in Crossen und verwende-

te das Material vorzugsweise 

im Betonbau. In den Vorjah-

ren verbaute man pro Jahr 

regelmäßig um 100.000 Ton-

nen radioaktiven Haldenkies, 

eher mehr als weniger.“ 

Noch aufschlussreicher ist 

folgender Auszug [1]: „So 

wurde im Ronneburger Bau- 

und Montagebetrieb der Wis-

mut, dem BMB 17, mit radio-

aktiven Beton und Betonfertig-

teilen gearbeitet, die in Bau-

ten der Wismutschächte und -

betriebe, aber auch des örtli-

chen Territoriums einschließ-

lich zugehörigen Straßen- und 

Wegebau eingingen. Die wis-

muteigenen Genehmigungen 

für das BMB 17 untersagten 

die Verwendung im Woh-

nungs- und Gesellschaftsbau, 

sowie die Belieferung Dritter 

mit Beton. In wie weit man 

sich daran hielt, ist eine ande-

re Sache. Crossener Material 

kam in Fundamente und Fuß-

böden. In Wänden und Decken 

im „Wesentlichen“ nicht; ein 

Anteil bis zu 10 % galt jedoch 

als unrelevant. Sondergeneh-

migungen waren möglich und 

wurden durch SZS8 oder Wis-

mut (den Hauptstrahlenschutz-

beauftragten) erteilt. Landwirt-

                                                  
8 dem späteren SAAS 

schafts- und Industriebauten 

erhielten „Lüftungsvorgaben“ 

zum Austausch des Raumin-

haltes in einer bestimmten 

Zeit.“ Die Auflagen gingen 

sogar soweit, dass z.B. bei 

(zwangsbelüfteten) Stallbau-

ten die dort tätige Personenan-

zahl begrenzt wurde. 

Gegenstand der Landtagsan-

frage war auch die Einhaltung 

von Genehmigungsauflagen 

mit zeitloser Gültigkeit und 

die damit verbundene Lang-

zeitsicherheit. Die aufschluss-

reiche aber eigentlich erschüt-

ternde Antwort vom 16. April 

2014 soll als Zitat wiederge-

geben werden: „Die Kontrolle 

von Auflagen des SAAS, so-

fern die Zustimmungen über-

haupt mit kontrollfähigen Auf-

lagen verbunden waren, ist 

dem TLAB nicht möglich, da 

(…) der genaue Einsatzort 

nicht bekannt ist. Sie ist aber 

in der Regel auch entbehrlich, 

da (…) eine Neubewertung 

der Verwendung dieser Mate-

rialien auf der Grundlage der 

StrlSchV zu dem Ergebnis 

führt, dass eine Überwachung 

nicht erforderlich ist. 

Unabhängig davon sei hier 

ausdrücklich angemerkt, dass 

die Verantwortung für einen 

sachgerechten Umgang mit 

dem verwendeten Haldenma-

terial grundsätzlich beim Ge-

nehmigungsinhaber oder dem 

heutigen Rechtsnachfolger 

liegt.“ 

Diese unbedarfte Auslegung 

der Strahlenschutzgesetzge-

bung hat nur negative Folgen. 

Ein Beispiel: Ehemals wirk-

same Abdeckungen des Stra-

ßenunterbaus zerbröseln nach 

30 Jahren Nutzung zwangs-

läufig. Kaum ein Straßenbau-

lastträger in Ostthüringen 

kennt den Unterbau seiner 

Straßen. Aber das Landes-

bergamt schiebt ihnen und 

auch noch dem ehemaligen 

SAAS der DDR und damit 

dem jetzigen Bundesamt für 

Strahlenschutz eine alleinige 

Kontrollverantwortung zu. 

Mit Schutz von Bürgern und 

verantwortungsvoller Behör-

denarbeit hat das nichts mehr 

zu tun. 

Der Abbildung 2 ist weiterhin 

ein aufschlussreicher Verlauf 

der Einsatzmengen zu ent-

nehmen. Mit Einführung der 

heute noch gültigen gesetzli-

chen Regelungen Ende 1980 

(HaldAO) und noch einmal 

Ende 1984 (VOAS) sank die 

Verwendung, und zwar die 

genehmigungspflichtige Ver-

wendung von Haldenmaterial 

deutlich. Das war aber nicht 

der Verhinderung von Über-

schreitungen der 1 mSv-

Grenze für die Belastung der 

Bevölkerung mit ionisierender 

Strahlung geschuldet. Das 

SAAS reglementierte und be-

auflagte zunehmend, um den 

Einsatz solcher radioaktiv be-

lasteten Baustoffe generell zu 

beschränken. Allerdings mit 

mäßigem Erfolg. Erst die 

Aufdeckung der Probleme 

durch die DDR-Bürgerbe-

wegung Ende der 1980er Jah-

re führte zu einem Umdenken. 

Aber selbst die verantwort-

liche Behörde in der DDR 

hegte seit längerem wohlbe-

gründete Zweifel am Einsatz 

uranhaltigen Haldenmaterials 

als Baustoff. Das belegt z. B. 

ein Zitat von 1978 (2): „Das 

Strahlenschutzproblem liegt 

vor allem in der Verwendung 

dieser Materialien im Mt-

Bereich9 und der damit ver-

bundenen langzeitigen Belas-

tung sehr großer Bevölke-

rungsgruppen bzw. in der Ra-

donkontamination der Luft 

umbauter Räume.“ 

Insofern hatte die DDR-

Strahlenschutzbehörde dem 

thüringischen Landesbergamt 

einiges voraus. 

1. Geheime Verschlusssache 

Wismut S. 142-149; Kirchlichen 

Umweltkreis Ronneburg, 2012 

2. „Instruktion zum Verkauf und 

zur Verwendung von Bergemas-

sen und Haldenmaterialien zu 

Bauzwecken“ der SDAG und des 

SAAS vom 31.05.1978, Wismut-

Archiv 

                                                  
9 Man ging bereits 1978 von Mil-

lionen Tonnen (Mega-Tonnen; 

Mt) bauwirtschaftlich genutzten 

Haldenmaterials aus, obwohl die 

Reglementierungen erst wenige 

Jahre staatlich gesteuert wurden. 
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3. „Radioaktive Stoffe bei Bau-

maßnahmen“, Schriftenreihe des 

sächsischen LfULG Heft 13/2013 

4. Drucksache 5/7686:   Antwort 

des Ministers für Landwirtschaft, 

Forsten, Umwelt und Naturschutz 

vom 16.04.2014 auf die Kleine 

Anfrage 3287 

5. „Vor 50 Jahren stellte die 

SDAG Wismut die Aktivitäten im 

Vogtland ein“ von Dr. Rudolf 

Daenecke, DIALOG 81 – April 

2014, Mitarbeiterzeitschrift der 

Wismut GmbH  
 

Atommüll-Lagerung 
 

Intransparente 
Endlagersuche 
 
Am 22. Mai 2014 tagte erst-

mals die Kommission, die dem 

Standortsuchgesetz (StandAG) 

zufolge bis 2016 ein Konzept 

für die Suche nach einem 

Endlager für hochradioaktiven 

Atommüll erarbeiten soll. 

Über die unbrauchbare Zusam-

mensetzung der mit Politikern, 

sogenannten Wissenschaftlern 

und Vertretern der „Zivilge-

sellschaft“ besetzten Kommis-

sion hatte Strahlentelex bereits 

ausführlich in seiner vorigen 

Ausgabe berichtet.1 

Zunächst hatten sich wie be-

richtet die Anti-Atom- und 

Bürgerinitiativen sowie die 

Umweltverbände gemeinsam 

gegen eine Teilnahme an der 

Kommission ausgesprochen, 

weil der Salzstock in Gorleben 

im Landkreis Lüchow-Dan-

nenberg bei der Suche weiter-

hin im Rennen bleiben soll. 

Dann scherten der Bund für 

Umwelt und Naturschutz 

Deutschland e.V. (BUND) 

und die Deutsche Umweltstif-

tung aus der gemeinsamen 

Haltung aus. Im April benann-

te der BUND seinen stellver-

tretenden Bundesvorsitzenden, 

den Landschaftspfleger Klaus 

Brunsmeier. Die Deutsche Um-

weltstiftung zog nach und sitzt 

nun mit ihrem Vorsitzenden, 

dem Kinderbuchautor Jörg 

Sommer, ebenfalls in der 

Kommission. 

Deshalb kam es am 22. Mai 

zu Protesten am Erkundungs-

bergwerk in Gorleben und mit 

einer Ankettaktion vor dem 

Tagungsgebäude in Berlin. 

Die Atomkraftgegner im 

Wendland und andere Initiati-

ven protestierten gegen die 

                                                  
1www.strahlentelex.de/Stx_14_65

6-657_S01-004.pdf  

Einsetzung der Kommission. 

Sie sind auch ungehalten, weil 

der BUND und die Deutsche 

Umweltstiftung jetzt an der 

Kommission teilnehmen. Die 

Umweltverbände hätten mit 

der Entscheidung, in der 

Kommission zu arbeiten, die 

gemeinsame Position ge-

schwächt, hieß es. Es sei bit-

ter, ergänzt Jochen Stay von 

der Initiative .ausgestrahlt. 

Gegenüber dem Sender NDR 

1 Niedersachsen sprach er von 

„parteipolitischen Interessen“ 

innerhalb des BUND. 

Aus Sicht der Bürgerinitiative 

Umweltschutz Lüchow-Dan-

nenberg (BI) begann der an-

gebliche Neustart der Endla-

gersuche am 22. Mai mit einer 

Fülle von Ungereimtheiten. 

Bei der angekündigten Trans-

parenz hat die Endlagerkom-

mission gepatzt: Es standen 

für die Öffentlichkeit lediglich 

20 Plätze zur Verfügung. Erst 

wurde mehreren Bürgerinnen 

und Bürgern die Teilnahme 

unter Verweis auf die Be-

grenztheit der Plätze verwei-

gert, dann war es nicht mög-

lich, frei werdende Plätze 

spontan einzunehmen, weil 

der Zugang zum Bundestags-

gebäude verweigert wurde, 

berichtete die Grünen-Land-

tagsabgeordnete Miriam Stau-

dte. „Und prompt folgte der 

Vorschlag, Arbeitsgruppen der 

Kommission sollten nichtöf-

fentlich tagen“, kritisiert 

Wolfgang Ehmke, Sprecher 

der Bürgerinitiative Umwelt-

schutz Lüchow-Dannenberg. 

Zwar sieht das Standortsuch-

gesetz eigentlich vor, daß die 

Kommission „in der Regel“ 

öffentlich tagen soll, doch 

schon bangten erste „Wissen-

schaftler“, zu viel Transparenz 

könne eine offene Debatte er-

schweren. „Wenn man alles 

transparent macht, traut sich 

keiner mehr, etwas auszupro-

bieren“, meinte der Instituts-

leiter am KIT Armin Grun-

wald. Das KIT hatte als „Kern-

forschungszentrum Karlsruhe“ 

jahrzehntelang Atomgefahren 

kleingeredet, Atommüll pro-

duziert, bedenkenlos im Meer 

verklappt und betreibt heute 

noch sogenannte Transmuta-

tionsforschung. 

„Wenn diese Kommission am 

Ende mit knappsten denkba-

ren Mehrheiten zu Empfeh-

lungen kommt“, warnte Bun-

destagspräsident Norbert Lam-

mert (CDU) zu Beginn der 

ersten Sitzung, „befindet sich 

der Gesetzgeber nahezu in der 

gleichen Position, als hätte es 

diese Kommission nicht gege-

ben.“ Dann bleibe der Streit. 

Nachdem sich die Kommissi-

onsmitglieder auf ihrer ersten 

Sitzung mühsam auf einen 

nächsten Termin am Montag 

Ende Juni einigen konnten, 

sollen nun erst einmal eine 

Geschäftsordnung und ein Ar-

beitsplan diskutiert werden. 

Ursula Heinen-Esser, ehemals 

Staatssekretärin im Umwelt-

ministerium unter Norbert 

Röttgen und Peter Altmaier, 

die den Vorsitz der ersten 

Kommissionssitzung innehat-

te, warnte bereits: „Wir wer-

den erleben, daß wir bei der 

nächsten Sitzung an der einen 

oder anderen Stelle strittig ab-

stimmen.“  

 
Strahlenschutz 
 

Strahlenschutz 
auf 
amerikanisch 
 
Prävention ist der einzige 
wirkliche Strahlenschutz 
 
Unter dem Titel „Prävention 

ist der einzige wirkliche Strah-

lenschutz“ berichtet Mary Ol-

son von der US-amerikani-

schen Bürgerorganisation Nu-

clear Information and Re-

source Service über Bestre-

bungen der amerikanischen 

Umweltschutzbehörde (Envi-

ronmental Protection Agency; 

EPA), ihre Strahlenschutz-

richtlinien von 1977 zu revi-

dieren. Das Ziel der Richtli-

nien von 1977 sei eigentlich 

gewesen, die Öffentlichkeit 

vor der Strahlung zu schützen, 

die von der Atomindustrie 

freigesetzt wird. Bei genauerer 

Betrachtung aller institutionel-

ler Regulierungen auf diesem 

Gebiet, so Olson, finde man 

jedoch anstatt einer Beschrän-

kung der Strahlenexposition 

eher die Genehmigung, Men-

schen und Biosphäre mit 

Strahlung zu belasten und 

damit die Haftung der eigent-

lich für Schäden verantwortli-

chen Elektrizitätsgesellschaf-

ten zu beschränken. 

Olson zufolge haben alle bis-

herigen „updates“ der Strah-

lenschutzrichtlinien der EPA 

(Environmental Radiation Pro-

tection Standards for Nuclear 

Power Operations – 40CFR 

190) dazu geführt, daß mehr 

Radioaktivität in Luft, Wasser 

und die gesamte Umwelt ab-

gegeben werden durften. Nun 

hat die EPA eine Vorankündi-

gung der Neufassung der Re-

gulierungen ins Internet ge-

stellt und um Kommentierung 

bis zum 4. Juni 2014 gebeten. 

Dabei stehen sechs Fragen zur 

Kommentierung an: 

• Sollte die EPA die Grenz-

werte im Rahmen dieser 

Strahlenschutzrichtlinien als 

Strahlenrisiko (X Krebserkran-

kungen pro 1.000 strahlenex-

ponierte Personen) oder als 

Strahlendosis (X Millirem 

oder Millisievert) ausdrücken? 

• Sollte die EPA die Metho-

dik der Dosimetrie in den 

Richtlinien auf einen neueren 

Stand bringen, und wenn ja, 

wie? 

• Sollte die EPA in der revi-

dierten Regulierung Grenz-

werte für die Freisetzung von 

Radionukliden beibehalten, 

http://www.strahlentelex.de/Stx_14_656-657_S01-004.pdf
http://www.strahlentelex.de/Stx_14_656-657_S01-004.pdf

